
ten, daß es sich bei beiden Angeklagten nicht um 
Feinde unseres Staates handelt und sie bisher ihren 
Pflichten als Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik nachgekommen sind. Nicht gefolgt werden 
kann dagegen angesichts des übrigen festgestellten 
Sachverhalts der allein bzw. überwiegend auf diese 
Umstände gestützten rechtlichen Beurteilung der 
Taten als minderschwere Fälle.

Die Frage, in wessen Händen sich Waffen befunden 
haben, ist — wie der zuletzt geschilderte Fall deutlich­
macht — durchaus wichtig für die Beurteilung des 
Grades der Gesellschaftsgefährlichkeit. Sie kann aber 
von den übrigen hierfür maßgebenden und bereits 
erörterten Umständen nicht isoliert betrachtet werden, 
weil im allgemeinen der Waffenbesitz auch in der 
Hand eines in gesellschaftlicher und sonstiger Hinsicht 
positiv zu beurteilenden Täters nicht ungefährlich ist. 
So hätte in dem angeführten dritten Fall auf Grund der 
vom Bezirksgericht getroffenen Feststellungen beachtet 
werden müssen, daß der Angeklagte gegenüber den 
wiederholten Forderungen seiner Ehefrau uneinsichtig 
geblieben ist und den Besitz der Waffen hartnäckig ver­
teidigt hat, daß mehrere Personen von dem Vorhanden­
sein der Waffen Kenntnis hatten und durch deren 
letzte Aufbewahrung im Schrank des Angeklagten auf 
seiner Arbeitsstelle die Möglichkeit bestand, daß weitere 
Personen von den Waffen Kenntnis erlangten und sie 
in ihren Besitz brachten. Die Würdigung der vom Be­
zirksgericht in beiden Fällen getroffenen objektiven 
Feststellungen offenbart bereits einen solchen Grad 
der Schwere der Tat, daß die positiv zu bewertenden 
persönlichen Umstände beider Angeklagten nur bei der 
Strafzumessung im Rahmen des § 2 Abs. 1 WVO Be­
rücksichtigung finden konnten.

Gegen die gern. § 2 Abs. 2 WVO vorgenommene 
Beurteilung des zweiten Falles spricht zunächst schon 
die vom Bezirksgericht festgestellte Tatsache, daß bei 
Trunkenheit des Angeklagten die konkrete Gefahr des 
Gebrauchs der Waffe bestand. Demgegenüber verliert 
der vom Bezirksgericht für die Annahme des minder­
schweren Falles betonte Umstand der beschränkten 
Verwendungsmöglichkeit der Waffe sein Gewicht; die 
Verwirklichung der Ankündigung des Angeklagten, die 
Waffe (auch mit nur einem Schuß) zu gebrauchen, hätte 
bereits Leben und Gesundheit anderer Bürger ge­
fährdet. Ferner hätte erschwerend berücksichtigt wer­
den müssen, daß sich der Angeklagte, nachdem er die 
Schußwaffe gefunden und in Gewahrsam genommen 
hatte, verschiedene Arten von Munition beschaffte, 
darunter auch die zur Pistole passende Patrone.

In diesem Zusammenhang erscheint der Hinweis 
angebracht, bei der Einschätzung des Umfangs eines 
Waffenbesitzes, der z. B. nur aus einer Waffe ohne 
Munition oder aus Munition ohne Waffe besteht, zu 
beachten, daß nicht selten sich zur Waffe auch die 
pasende Munition und zur Munition die passende 
Waffe gefunden hat. Dieses insbesondere in Kreisen 
von Wilderern erfolgreiche Suchen und Finden wird 
teilweise auch heute noch dadurch begünstigt, daß 
Waffen, Waffenteile, Munition und andere Spreng­
körper in Feld und Wald herumliegen, die entweder 
noch aus dem letzten Weltkrieg stammen oder aber 
auch von höchst verantwortungslosen unbefugten 
Waffenbesitzern in unzerstörtem Zustand weggeworfen 
worden sind. Dieser Hinweis soll keineswegs so ver­
standen werden, als ob solche Möglichkeiten schlecht­
hin und in jedem Fall eine Rolle spielen. Jedoch wird

stets zu prüfen sein, ob sich der Täter um die Ergänzung 
seines Waffenbestandes, möglicherweise auch durch 
Verbindungsaufnahme zu anderen Waffenbesitzern, 
bemüht hat, unabhängig davon, ob seine Bemühungen 
erfolgreich waren.

Damit wird gleichzeitig die Frage nach der 
Bedeutung, der Art und dem Zeitpunkt des Er­
werbs unbefugt gehaltener Waffen oder ihrer Er­
ledigung aufgeworfen. Auch diese Umstände sind 
wichtig für den Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit. 
So kann der zehnjährige Besitz einer zufällig gefun­
denen, dann aber aus Nachlässigkeit oder Angst vor 
einer Bestrafung nicht abgelieferten Waffe die An­
nahme des minderschweren Falles rechtfertigen, wenn 
der Täter sie an einem nach menschlichem Ermessen 
nur ihm zugänglichen Ort verborgen gehalten hatte, 
ohne anderen Personen hiervon Kenntnis zu geben, 
ohne die Waffe zu pflegen und ohne sie jemals zu ge­
brauchen. Andererseits wird der Besitz einer erst kurze 
Zeit vor Aufdeckung der Tat aus sog. Waffenliebhaberei 
käuflich erworbenen Waffe zum Zwecke des heimlichen 
Schießens auf Krähen als Normalfall zu beurteilen sein, 
weil der Täter trotz der wiederholten Hinweise auf die 
große Gefahr des unkontrollierten Waffenbesitzes sich 
aus eigener Initiative jetzt noch eine Waffe beschafft 
und dadurch sowie durch ihren beabsichtigten Ge­
brauch eine erhöhte Gefährdung herbeigeführt hat.

Auch ein Täter, der sich in unverantwortlicher Weise 
seiner nicht zerstörten Waffe durch bloßes Wegwerfen 
(z. B. in dem auch anderen Bürgern zugänglichen Wald) 
entledigt, kann angesichts der dadurch entstehenden 
großen Gefahr, daß die Waffe in andere unbefugte 
Hände, möglicherweise sogar in die Hände von Staats­
feinden gelangt, grundsätzlich nicht mit einer Beurtei­
lung seiner Tat als minderschwerer Fall rechnen. An­
ders ist der Fall nur dann — sofern die Schwere des 
vorangegangenen Waffenbesitzes dies zuläßt —, wenn 
die Waffe völlig, d. h. auch in einzelnen Teilen nicht 
wieder verwendbar, zerstört, also vernichtet wurde.

Im allgemeinen wird in Fällen, in denen der Täter 
die unbefugt besessene Waffe aus freien Stücken — 
und ohne damit z. B. von sich als Täter einer anderen 
Straftat ablenken zu wollen — den staatlichen Organen 
aushändigt, dieser besondere, auch als Vertrauens­
beweis gegenüber unserem Staat zu wertende Umstand 
den Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit, der ohne 
dieses Verhalten möglicherweise als Normalfall zu be­
urteilen wäre, so erheblich mindern, daß die An­
wendung des § 2 Abs. 2 WVO gerechtfertigt ist oder 
daß eine Strafverfolgung wegen mangelnder Gesell­
schaftsgefährlichkeit überhaupt unterbleibt.

Die angeführten Beispiele zeigen, daß für die Ent­
scheidung, ob ein Normalfall oder ein minderschwerer 
Fall vorliegt, alle diejenigen objektiven und subjek­
tiven Umstände der Tat und der Person des Täters 
gleichermaßen bedeutungsvoll sind, die angesichts der 
allgemeinen Gesellschaftsgefährlichkeit dieser Ver­
brechen Aufschluß über die Schwere des konkreten 
Falles geben. Diese in ihrer Bedeutung verschieden­
artigen Umstände müssen in ihrer Gesamtheit, in ihren 
Zusammenhängen untereinander und mit der jeweili­
gen Situation des Klassenkampfes geprüft und bewer­
tet werden. Nur so wird es möglich sein, zu einer dem 
Schutz der öffentlichen Sicherheit gerecht werdenden 
Anwendung des Gesetzes, insbesondere zu einer zu­
treffenden Abgrenzung des Normalfalles vom minder- 
schweren Fall zu gelangen.

R e c h t  u n d  J u s t i z  i n  d e r  B u n d e s r e p u b l i k

Nochmals zum Jugendarbeitsschutz
Notwendige Bemerkungen zu einem Artikel von Theek1

Von Dr. GERHARD KÜHLIG, Berlin

Als die Redaktion der „Neuen Justiz“ sich entschloß, 
den Fragen des Rechts und der Justiz in der Bundes­
republik mehr Aufmerksamkeit zu schenken und eine 
entsprechende Rubrik in der Zeitschrift einzurichten,

wurde dieser Schritt allgemein begrüßt. Seither haben 
die unter dieser Rubrik veröffentlichten Artikel zu 
einem guten Teil dazu beigetragen, den Juristen der 
Deutschen Demokratischen Republik einen Einblick in 
die Rechtsverhältnisse der Bundesrepublik zu ver­
schaffen — vor allem in die Bestrebungen der regie-
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